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Strafanzeige wegen Hochverrat gem. § 81 Abs. 1 Nr.2 StGB i.V.m. Art. 20 GG
Gegen
Auf europäischer Ebene:
Die Mitglieder der EU-Kommission, insbesondere EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström und der ehemalige EU-Handelskommissar Karel de Gucht

Der Präsident der EU-Kommission Jean-Claude Juncker

Diejenigen Mitglieder des EU-Parlaments, die bereits für TTIP, CETA bzw. TISA gestimmt haben bzw. den Abschluss dieser Verträge ausdrücklich unterstützen

Der Präsident des EU-Parlaments Martin Schulz

Mehrere tausend beteiligte Wirtschaftslobbyisten sowie die Vorstände/Geschäftsführer der sie beauftragenden Unternehmen

Auf deutscher Ebene:
Bundeskanzlerin Angela Merkel

Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel

Bundesjustizminister Heiko Maas

Auf US-Amerikanischer Seite:

Präsident Barack Obama

Verhandlungsleiter Michael Froman

Verhandlungsleiter Dan Mullaney

Stellvertretender Verhandlungsleiter David Weiner

Assistentin der Verhandlungsleitung Kate Kalutkiewicz

Verhandlungsteam-Koordiniererin Isabella Detwiler

Verhandlungsbereichsleiter: Mary Lisa Madell, Mary Ryckman, Thomas Fine, Dawn Shackleford, Robb Tanner, Jean Kemp, Davis Oliver, Amanda Yarusso-Horan, Gavin Buckley, Scott Pietan, George York, Jai Motwane, Carlos Romero, Amy Karpel, Matthew Jaffe, Arrow Augerot, Sushan Demirjan, Mary Thornton, Rachel Shub, Jason Bernstein, Jim Sanford, Barbara Norton, Christina Sevilla, Victor Mroczka, Julia Doherty, Gail Strickler, Caroyl Miller
Beteiligte Wirtschaftslobbyisten sowie die Vorstände/Geschäftsführer der sie beauftragenden Unternehmen

Begründung:
Tathandlung ist die Änderung bzw. sogar die Ausserkraftsetzung der verfassungsmäßigen Ordnung, insbesondere der Legislative und Judikative durch die Verhandlungen und die geplanten Abschlüsse der sogenannten Freihandeslverträge TTIP, CETA und TISA.
Durch diese soll insbesondere die bisherige, in Jahrzehnten der demokratischen Willensbildung hervorgegangene, soziale und dem Gemeinwohl verpflichtete parlamentarische Gesetzgebung in den Bereichen Gesundheitsschutz, Arbeitsschutz, Umweltschutz, Klimaschutz, Bildung, Kultur und Schutz des Handwerks und des Mittelstandes handstreichartig auf niedrigstes Niveau zurückversetzt oder ganz gestrichen und durch US-Amerikanisches Recht ersetzt werden.
Darüber hinaus soll eine weitere bzw. erneute soziale und dem Gemeinwohl verpflichtete parlamentarische Gesetzgebung für die Zukunft weitestgehend unterbunden sowie einem in unserer Verfassung nicht vorgesehenen „regulatorischen Rat“, der nicht aus demokratisch gewählten Parlamentariern sondern aus privatinteressengesteuerten Wirtschaftsjuristen bestehen soll, unterstellt werden, der jegliche legitime Gemeinwohlinteressen ausbremsen und ganz verhindern kann.
Ferner sollen durch die Verträge trotz der bereits auf höchstem Niveau entwickelten, langjährigen und sicheren gegenseitigen Handelsbeziehungen ein neuartiger Investitionsschutz für Investoren begründet werden, der es ermöglichen soll, mittels ebenfalls neu zu gründenden Sondergerichten, den sogenannten Schiedsgerichten bzw. nunmehr einem „Investitionsgerichtshof“ insbesondere milliardenschwere Schadensersatzansprüche gegen EU-Staaten einzuklagen, wenn durch etwaige fortschrittliche Gesetzgebung zum Schutz des Gemeinwohls eine Einbuße der zukünftigen Gewinnerwartungen der Investoren zu beklagen sei. 

Insbesondere diese neue und vollkommen unnötige Gewährung eines Schadensersatzes für Investoren bei sich ändernder Gesetzeslage begründet den Charakter dieser „Freihandelsverträge“ als wirtschaftliche Knebelungsverträge. Denn dem Gesetzgeber wird es durch die Bedrohung durch milliardenschwere Schadensersatzforderungen der Investoren in jeglichem Wirtschaftsbereich unmöglich, neue Gesetze zum Schutz der Bevölkerung zu erlassen, da er gleichzeitig und ebenfalls im Interesse des Gemeinwohls einen baldigen Staatsbankrott durch zu viele von den Investoren automatisch gewonnene Schadensersatzklagen zu verhindern hat.
Hierzu liegen bereits diverse detaillierte juristische Gutachten vor, insbesondere das Gutachten von Prof. Dr. Siegfried Broß, Richter a.D. am Bundesverfassungsgericht und das Gutachten von Prof. Dr. Andreas Fischer-Lescano und Johan Horst, Universität Bremen.
Zudem zeigt der letzte geheimgehaltene aber geleakte Verhandlungsstand der 10. Verhandlungsrunde im Juli 2015, dass in außerordentlich wichtigen Wirtschaftsbereichen wie Medizin, Pharma, Kosmetik, Chemie, Pestizide, Arbeitsrechte und den Rechten von kleinen und mittelständischen Unternehmen wegen kaum überbrückbarer unterschiedlicher Schutzniveaus bislang noch nicht einmal ansatzweise ein gemeinsames Schutzniveau erarbeitet wurde und zudem auch nicht erkennbar ist, dass dies von Seiten der USA überhaupt ernsthaft versucht wird.
Dies lässt befürchten, dass nun in der von EU-Handelskommissarin Malmström und dem US-Verhandlungsführer Michael Froman angekündigten umgehenden Fertigstellung und Unterzeichnung des TTIP-Vertrages bis Ende diesen Jahres vereinbart wird, die tatsächlich angestrebte weitestgehende Deregulierung durchzusetzen und die Schutzniveaus in diesen Wirtschaftsbereichen auf die überwiegend sehr viel niedrigeren Niveaus der US-Amerikanischen Normen und Gesetze abstürzen zu lassen.
Auch dies wäre in höchstem Maße verfassungswidrig, da entgegen aller Ankündigungen von Bundeskanzlerin Angela Merkel der grundgesetzlich garantierte und mittlerweile durch hochentwickelte Regularien vorbildlich gewährleistete Verbraucherschutz sowie Gesundheitsschutz schwer und irreversible zerstört werden würde.

Der Generalbundesanwalt wird aufgefordert, die existenzielle Bedrohung des Bestandes sowie des Fortbestands des sozialen Rechtsstaates der Bundesrepublik Deutschland durch die sogenannten Freihandelsverträge TTIP, CETA und TISA ernst zu nehmen und insbesondere in Zusammenarbeit mit dem Justizministerium sowie dem Bundeskanzleramt und dem Außenministerium Maßnahmen zur Verhinderung des Abschlusses dieser Verträge zu ergreifen.

Weiter ist der Generalbundesanwalt aufgefordert, die als Tatwerkzeug eingesetzten geheimen Verhandlungsunterlagen sowie auch die geheimen Vertragsunterlagen selbst umgehend zu Beweiszwecken zu konfiszieren und wegen des ganz erheblichen öffentlichen Interesses zudem durch Veröffentlichung im Internet auch öffentlich zu machen.
Der Straftatbestand des Hochverrats erfordert zudem als Tatmittel die Ausführung von Gewalt oder der Drohung mit Gewalt.

Gewalt wird bereits dadurch ausgeübt, dass die Verhandlungen dieser die demokratischen Rechtsstaaten Europas zerstörenden Verträge von den oben genannten Beschuldigten trotz großer öffentlicher Proteste seit Jahren geheim geführt werden und eine Veröffentlichung der – massiv verfassungswidrigen und gemeinwohlfeindlichen- Vertragsinhalte verboten wird. Dadurch wird insbesondere die Wahrnehmung der verfassungsmäßig garantierten Informations- und Teilnahmerechte der gewählten Volksvertreter gewaltsam unterdrückt. Bei offener Verhandlung der Inhalte der Verträge würden diese niemals die erforderliche mehrheitliche demokratische Zustimmung erhalten.
Die Ausübung von Gewalt wird hier zudem in ähnlicher Weise ausgeübt wie beim Auslegen von arglos aussehenden, aber hochexplosiven Spielzeugbomben. Die Explosion erfolgt zeitverzögert und ausgelöst durch das Berühren durch das Opfer selbst, trotzdem wird man fraglos von Gewaltanwendung durch den Bombenleger ausgehen.
Wie oben ausgeführt, werden die Verträge TTIP, CETA und TISA als harmlose, prosperierende und arbeitsplatzschaffende „Freihandelsverträge“ dargestellt, deren Abschluss darüber hinaus „alternativlos“ sei, um nicht aus dem Kreis der führenden Wirtschaftsmächte auszuscheiden, während die Verträge tatsächlich massive Knebelungsverträge darstellen, die die bisherige demokratische und soziale Gesetzgebung weitestgehend zerstört und zudem die staatliche Funktionsfähigkeit sowie die verfassungsmäßige Ordnung weitestgehend zum Erliegen bringen und damit den demokratischen Rechtsstaat zerstören würde. Die sogenannten „Freihandelsverträge“ TTIP, CETA und TISA haben deshalb dieselbe massiv zerstörerische Wirkung wie eine sehr große Bombe, die die Funktionsfähigkeit der Demokratie nachhaltig zerstört. Deshalb muss das Tatbestandsmerkmal Gewalt zum Schutz des Staates anerkannt werden.
Zudem gab es bereits 1968 parlamentarische Bestrebungen, die etwas antiquierte Tatbestandsanforderung des Einsatzes von Gewalt oder Drohung mit Gewalt im Interesse eines effektiven Schutzes der Verfassung zu erweitern auf „die gewaltlose Ausschaltung der parlamentarischen oder verfassungsrechtlichen Kontrolle durch Anmaßung oder Missbrauch von Hoheitsbefugnissen“(vgl. § 81 StGB ,Kindhäuser, Neumann, Paeffgen, Strafgesetzbuch, 2013). Durch die Geheimverhandlungen der EU-Kommission hat diese wohl fraglos ihre Hoheitsbefugnisse missbraucht, um die verfassungsmäßigen Ordnungen der EU-Mitgliedstaaten funktionsuntüchtig zu machen.
Und auch eine gewöhnliche, leichte Reduzierung der Gewaltanforderung auf eine „Drohung mit einem empfindlichen Übel“ würde bereits für einen effektiven Schutz des Rechtsstaates ausreichen, denn vorliegend wird zum Abschluss der Geheimverträge gedrängt mit der völlig unzutreffenden Behauptung, dass Europa ansonsten im internationalen Handel keine Rolle mehr spielen würde und deshalb die ganz überwiegende Unterwerfung unter die Gesetzgebung der USA bzw. multinationaler Konzerne durch Preisgabe der Funktionstüchtigkeit der europäischen demokratischen Rechtsstaaten (als kleineres Übel) akzeptieren müsse. 
Tatsächlich würde Europa sogar ganz im Gegenteil mit dem durch TTIP, CETA und TISA aufgezwungenen Verlust seiner hohen Qualitäts- und Produktsicherheitsstandards seinen gerade hierdurch zuvor bravourös erkämpften Platz unter den führenden Wirtschaftsnationen der Welt verlieren und zu einer hilflosen Bananenrepublik der multinationalen Konzerne verkommen.
Das Justizministerium ist deshalb aufgefordert, funktionstüchtig zu bleiben und bei Zweifeln am Vorliegen des Tatbestandsmerkmales Gewalt zum Schutze des Rechtsstaates vor Zerstörung durch neuartige, gewaltlose Tatmittel wie internationale, die Funktionsfähigkeit der Verfassung aushebelnde Knebelungsverträge, im Eilverfahren eine diesbezügliche Gesetzesänderung durchzusetzen.
Unabhängig davon ist der Generalbundesanwalt, das Justizministerium, die Bundeskanzlerin Angela Merkel sowie der Außenminister verpflichtet, als Vertreter einer wehrhaften Demokratie die hier konkret mit oder ohne Gewalt geplante Zerstörung der verfassungsmäßigen Ordnung, des sozialen Rechtsstaates und nicht zuletzt auch der höchst erfolgreichen sozialen Marktwirtschaft durch die Verhandlung und den Abschluss der „Freihandelsverträge“ TTIP, CETA und TISA sowie etwaiger weiterer ähnliche Geheimverträge aktiv auf politischer Ebene zu verhindern, um den Hochverrat unbedingt rechtzeitig und vor allem erfolgreich abzuwehren.
Gisela Toussaint
Rechtsanwältin


